
124 QUINTESSENZ ZAHNMEDIZIN  |  Jahrgang 73 • Ausgabe 4 • April 2022

 PRAXISMANAGEMENT | STEUERRECHT

Im Jahr 2025 tritt die Grundsteuerreform in Kraft. Dieses 
Großprojekt betrifft etwa 36 Mio. Grundstücke und Bau­
werke. Wer ein unbebautes Grundstück, ein Wohnhaus 
oder eine Wohnung sein Eigen nennt, wird demnächst  
Post vom Finanzamt bekommen. Betroffen sind auch Erb­
bauberechtigte, nicht jedoch Nießbraucher. Die Finanz­
ämter werden Eigentümer auffordern, bestimmte Angaben 
zum Grundeigentum zu machen. Sie müssen dann bis Ende 
Oktober online eine Erklärung abgeben.

Hintergrund

Auslöser der Grundsteuerreform war ein Urteil des Bundes­
verfassungsgerichts von 2018. Darin hatte das Gericht das 
Besteuerungssystem von Grundstücken und Bauwerken, 
dem noch immer die Einheitswerte von 1935 in Ost­ und 
von 1964 in Westdeutschland zugrunde lagen, für verfas­
sungswidrig erklärt. Bis Ende 2019 musste der Gesetzgeber 
eine Neuregelung schaffen. Weil er diese Frist eingehalten 
hat, dürfen die alten Regelungen zur Einheitsbewertung 
noch bis Ende 2024 weiter angewendet werden. Ab 2025 
gelten die neuen Regelungen. Bis es soweit ist, versenden 
Städte und Gemeinden die Grundsteuerbescheide noch 
wie gewohnt.

Bundes- oder Ländermodell?

Im Grundsteuer­Reformgesetz ist das sogenannte Bundes­
modell geregelt, das abhängig von der Art des Grundstücks 
zwei Bewertungsverfahren vorsieht: das Ertragswert­
verfahren für Wohngrundstücke (Ein­/Zweifamilienhaus, 
Mietwohngrundstück und Wohnungseigentum) und das 
Sachwertverfahren für Geschäftsgrundstücke, gemischt ge­
nutzte Grundstücke, Teileigentum und sonstige bebaute 
Grundstücke (z. B. Boots­ oder Ferienhäuser).

Die Länder dürfen vom Bundesmodell abweichende 
Regelun gen treffen („Länderöffnungsklausel“) und sich bei­
spielsweise am Bodenwert, an der Fläche oder an der 
Wohnlage orientieren. Davon haben Baden­Württemberg, 

Bayern, Hamburg, Hessen und Niedersachsen Gebrauch 
gemacht und wenden ein eigenes Grundsteuermodell an. 
Dagegen folgen Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklen­
burg­Vorpommern, Nordrhein­Westfalen, Rheinland­Pfalz, 
Sachsen­Anhalt, Schleswig­Holstein und Thüringen dem 
Bundesmodell und setzen damit das Bundesgesetz um. Das 
Saarland und Sachsen nutzen ebenfalls die Bundes­
regelung, weichen aber hinsichtlich der Höhe der Steuer­
messzahlen ab. Welche Informationen in den Feststellungs­
erklärungen verlangt werden, hängt also davon ab, in 
welchem Bundesland sich das Grundstück befindet.

Tipp: Wer sich einen Überblick über die Länder­
modelle verschaffen möchte, wird fündig unter 
www.grundsteuerreform.de.

Merkmale eines Grundstücks

In allen Bundesländern werden Angaben zur Lage des 
Grundstücks (Adresse) und zum Eigentümer (z. B. Name, 
Anschrift, Steuernummer) gefordert, ebenso zu Gemar­
kung, Grundbuchblatt, Flur, Flurstück, zur Fläche in Quad­
ratmetern und zum Baujahr bzw. zur Bruttogrundfläche. 
Vereinzelt sind aber auch Erklärungen zur Wohnlage, zur 
Grundstücksart (z. B. unbebaut, Ein­/Zweifamilienhaus, 
Mietwohngrundstück) und zum Bodenrichtwert abzugeben. 
Auch die Anzahl von Garagen oder Tief garagen stell plätzen, 
etwaige Steuerbefreiungen und das Jahr einer Kernsanie­
rung etc. können abgefragt werden.

Zeitfenster

In Kürze werden die Finanzämter alle Grundstückseigen­
tümer mit einem Informationsschreiben versorgen, aus 
dem sich die für die Erklärung wesentlichen Daten ergeben. 
Ab April 2022 soll es auch telefonische Hotlines geben, die 
die Finanzministerien der Länder auf ihren Internetseiten 
bekanntgeben.
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Eigentümer sollen vom 01.07. bis zum 31.10.2022 Zeit 
haben, via Elster (www.elster.de) eine Erklärung abzuge­
ben. Entscheidend für alle Angaben ist der Stand zum Stich­
tag 01.01.2022 (Abb. 1).

Tipp: Die notwendigen Unterlagen sollten Sie mög­
lichst schon jetzt parat haben, z. B. Grundbuchaus­
züge, Kaufverträge, Grundsteuerbescheide etc. Falls 
Ihnen noch Unterlagen fehlen, sollten Sie sich zeit­
nah um deren Beschaffung kümmern, um den Ter­
min 31.10.2022 einhalten zu können und nicht etwa 
einen Verspätungszuschlag zahlen zu müssen bzw. 
eine Schätzung zu riskieren.

Neuer Grundsteuerwert

Aufgrund der Angaben in der Grundsteuererklärung be­
rechnet das Finanzamt den Grundsteuerwert und stellt ei­
nen Grundsteuerwertbescheid aus. Anhand einer gesetz­
lich festgeschriebenen Steuermesszahl berechnet das 
Finanzamt außerdem den Grundsteuermessbetrag und 
stellt einen Grundsteuermessbescheid aus. Diese beiden 
Bescheide sind keine Zahlungsaufforderungen, sondern 
die Grundlage für die Festsetzung der Grundsteuer durch 
die Stadt oder Gemeinde. Den Städten und Gemeinden 
stellt das Finanzamt die Daten zur Verfügung, die für die 
Berech nung der Grundsteuer erforderlich sind.

Anhand der übermittelten Daten ermittelt dann ab­
schließend die Stadt bzw. die Gemeinde die zu zahlende 
Grundsteuer. Dazu multipliziert sie den Grundsteuermess­

betrag mit dem Hebesatz, der von der Stadt bzw. Gemeinde 
festgelegt wird. Daraus ergibt sich die zu zahlende Grund­
steuer, deren Höhe Eigentümern schließlich in einem 
Grundsteuerbescheid mitgeteilt wird. Das bisherige Verfah­
ren zur Ermittlung der Grundsteuer bleibt also erhalten:

 ■ Grundsteuerwert x Steuermesszahl x Hebesatz = Grund­
steuer

Wer ab 2025 mehr oder weniger zahlen muss als heute, 
lässt sich pauschal noch nicht beantworten. Städte und Ge­
meinden sollen den Hebesatz aber so anpassen, dass die 
Grundsteuerreform für die jeweilige Stadt oder Gemeinde 
möglichst aufkommensneutral ist.
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Abb. 1  Neuregelung der Grundsteuer in Sachsen – Zeitrahmen (Abb. modifiziert nach Finanzämter1).
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